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Sitzung des Ausschusses für Landwirtschaft und Weinbau am 17. Januar 2023
TOP 07 Pflanzenschutzverordnung der EU

Antrag der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP nach § 76 Abs. 2 GOLT - 
Vorlage 18/3091

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

entsprechend der Zusage in der Sitzung des Ausschusses für Landwirtschaft und 
Weinbau am 17. Januar 2023 erhalten Sie zu vorgenanntem Tagesordnungspunkt 
den beigefügten Sprechvermerk.

Mit freundlichen Grüßen
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Sprechvermerk

Sitzung des Ausschusses für Landwirtschaft und Weinbau am 17. Januar 2023
TOP 07 “Pflanzenschutzverordnung der EU” (Sustainable Use Regulation)

Antrag der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
nach § 76 Abs. 2 GOLT

- Vorlage 18/3091 -

Anrede,

über den Verordnungsvorschlag der Europäischen Kommission zur nachhaltigen 
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln haben wir im ALW am 06.10.2022 berichtet. 
Zwischenzeitlich gab es viele Informationen und Stellungnahmen dazu in der Presse. 
Die berufsständischen Vertretungen haben sich positioniert, und im Ausschuss für 
Europa und Eine Welt am 01.12.2022 stand das Thema ebenfalls auf der 
Tagesordnung. Von daher gehe ich davon aus, dass die wesentlichen Inhalte des 
Vorschlags bekannt sind. Die Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN und 
FDP bitten nun um Berichterstattung zu den aktuellen Entwicklungen im Flinblick auf 
die Pflanzenschutzpläne der EU. Dem komme ich sehr gerne nach.

Anrede,

derzeit wird der Verordnungsvorschlag im Agrarrat bzw. in den Ratsarbeitsgruppen 
verhandelt. Darüber hinaus gab es Aussprachen mit dem Europäischen Parlament. 
Hier liegt die Federführung beim Ausschuss für Umwelt, Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit. Berichterstatterin ist Sarah Wiener. Einen Bericht hat sie 
kürzlich für Ende Januar 2023 angekündigt.

Der strittigste Punkt ist nach wie vor das Verbot der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln in sogenannten empfindlichen Gebieten.

In Rheinland-Pfalz wären auf ca. 37 % der insgesamt 703.000 ha landwirtschaftlich 
genutzten Fläche, also 264.000 ha, jegliche Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
verboten.

Auf die sektorale Betroffenheit, hierzu liegen auch Briefe und Resolutionen vor, wurde 
bereits mehrfach hingewiesen.



Bemerkenswerterweise stemmen sich sowohl Öko- Betriebe wie auch integriert 
wirtschaftende Landwirte, Obst-Bauern und Winzer gegen diese Totalverbote.

Eine Übersicht auf Kreis- und Kommunalebene wurde dem Sprechvermerk im Europa- 
Ausschuss beigefügt und kann über OPAL eingesehen werden.

Anrede,

aufgrund der vielfältigen Kritik hatte die EU-Kommission am 15.11.2022 ein 
sogenanntes Non-Paper vorgelegt. Darin erfolgt eine Konkretisierung der Definition 
der „empfindlichen Gebiete“ mit dem Ziel der Verringerung des Umfangs der 
betroffenen Gebietskulisse und mit möglichen Alternativen zu einem Totalverbot von 
Pflanzenschutzmitteln. Vor dem Hintergrund, dass diese negativen Auswirkungen 
gleichermaßen den ökologischen Anbau betreffen würden, soll die Verwendung von 
biologischen, biotechnischen sowie low risk Produkten und die im ökologischen 
Landbau zugelassenen Pflanzenschutzmittel in den „empfindlichen Gebieten“ erlaubt 
sein.

Das MWVLW und meine Ministerin begrüßen ausdrücklich den Vorschlag der 
Kommission, die Gebietskulisse zu verringern. Die Vorschläge sind aber nur 
ansatzweise geeignet. Gemäß dem Beschluss des Bundesrats zum 
Verordnungsvorschlag der Kommission wurde die Bunderegierung gebeten, in den 
Verhandlungen auf EU-Ebene dafür Sorge zu tragen, dass die auf EU-Ebene 
vorgeschlagenen Verbote nicht über die der novellierten 
Pflanzenschutzanwendungsverordnung hinausgehen.

Da der Trinkwasserschutz in anderen Rechtsbereichen geregelt ist, sehen wir keinen 
Bedarf für eine Ausweitung der Verbote auf landwirtschaftlich genutzte Flächen in 
Wasserschutzgebieten.

Ein pauschales und einseitiges Verbot von chemisch- synthetischen 
Pflanzenschutzmitteln bedarf einer fachlichen Prüfung hinsichtlich der Auswirkungen 
auf den Agrarsektor.

Es ist geboten, Verbote aber auch Reduktionsziele dahingehend zu prüfen, dass 
sowohl für den integrierten als auch ökologischen Anbau Pflanzenschutz im 
„notwendigen Mindestmaß“ möglich bleibt, um die Quantität und Qualität im Anbau 
abzusichern und so die Versorgung der Bevölkerung zu angemessenen Preisen 
sicherzustellen.

Folgerichtig wären anstatt einseitiger Verbote kooperative Ansätze und Maßnahmen 
vorzuziehen, die sowohl die Landwirtschaft als auch den Schutz der Umwelt und



Artenvielfalt adressieren. Das ist in Rheinland-Pfalz mit dem Schulterschluss 
Artenvielfalt bereits angestoßen.

Anrede,

laut Pressemitteilung vom 19.12.2022 fordert der Rat der Europäischen Union die 
Europäische Kommission auf, eine ergänzende Folgenabschätzung vorzulegen.

Wir begrüßen eine umfassende Folgenabschätzung seitens der EU-Kommission unter 
Berücksichtigung der zu erwartenden negativen Auswirkungen auf den gesamten 
Agrarsektor, die Landwirtschaft, die nachgelagerten Bereiche im Ländlichen Raum 
sowie auf die Bedeutung der regionalen Erzeugung von Lebensmitteln und die 
Ernährungssicherheit, aber auch auf die Bedeutung einer intakten Landwirtschaft für 
den Erhalt wertvoller Kulturlandschaften.

Denn bei allen berechtigten Schutz-Zielen, dürfen wir das Ziel der 
Ernährungssicherung einer weltweit weiterhin wachsenden Bevölkerung nicht aus den 
Augen verlieren. Hier trägt Europa und damit auch Deutschland und Rheinland-Pfalz 
eine große Verantwortung.

Anrede,

am 04.01.2023 veröffentlichte die EU-Kommission eine Studie zur 
Ernährungssicherheit im Kontext der Debatte um die Lebensmittelversorgung in der 
EU und im Zuge des Ukrainekriegs. Die Studie bestätigt den bisherigen Politikansatz 
der EU, der in den Plänen Green Deal, Farm to Fork, Biodiversitätsstrategie, 
Vorschlag zur Pestizidverordnung und dem Vorschlag zur 
Wiederherstellungsverordnung festgelegt ist. Diese Studie ersetzt aber eine 
umfassende Folgenabschätzung nicht. Daher erwarten wir gespannt die Reaktion der 
EU-Kommission zur angeforderten Folgenabschätzung.

Die Diskussionen zur Pflanzenschutzverordnung laufen in Brüssel parallel zu den 
Verhandlungen zum Verordnungsvorschlag zur Wiederherstellung der Natur. Beide 
Gesetzesvorhaben werden als Paket gesehen. Sie leiten sich aus der Farm to Fork 
Strategie und der EU-Biodiversitätsstrategie ab, die zentrale Elemente des Green 
Deal sind. Beide Vorschläge stehen in engem Zusammenhang und müssen auch 
zusammen bedacht werden.

Die Kommission hat das Ziel, beide Gesetzesvorhaben vor der Europawahl 2024 
abzuschließen.

Vielen Dank!


